

Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Verteidigungskonzeption der Bundesrepublik 
Deutschland 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung, das in ihrem Beschluß 
vom 6. Juli 1967 angekündigte neue Verteidigungskonzept 
dem Parlament als Ganzes vorzulegen ? 

2. Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung aus den Ent- 
scheidungen der Pariser Konferenz der NATO- Verteidigungs- 
minister bezüglich der weiteren Entwicklung des deutschen 
Verteidigungsbeitrages im Rahmen der NATO mit dem Ziel, 
daß bei größtmöglicher Sicherheit für das deutsche Volk 
gleichzeitig unser Friedens- und Verständigungswille be- 
kräftigt wird ? 

3. Ist die nukleare Ausstattung der Bundeswehr geeignet, die 
friedlichen Absichten der Bundesrepublik in den Augen 
unserer Nachbarstaaten zu unterstreichen? 

4. Verlangt die Doktrin der Abschreckung in der Formulierung 
der „flexible response" die Ausrüstung der Bundeswehr mit 
atomaren Trägermitteln, oder wird den deutschen Interessen 
mehr durch eine Aufgabenteilung ira Rahmen der NATO 
zwischen konventioneller und atomarer Verteidigung gedient ? 

5. Welches Kriegsbild hält die Bundesregierung unter den 
möglichen für das wahrscheinlichste? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der mögliche 
Gegner nur dann vor der Durchsetzung politischer Ziele mit 
militärischen Mitteln zurückschreckt, wenn unsere eigene 
Verteidigungskonzeption erkennbar im Ernstfall durchzu- 
setzen ist? 

7. Schließt das Prinzip der flexiblen Antwort nach der NATO- 
Doktrin die Möglichkeit ein, taktische atomare Kampfmittel 
schon bei einem als überlegen bezeichneten konventionellen 
Angriff einzusetzen? 
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8. Welche Folgerungen sind, wenn Frage 7 verneint wird, 
für Rüstung, Forschung, Entwicklung, Bewaffnung und Aus- 
bildung der Bundeswehr zu ziehen ? 

9. Ist die derzeitige konventionelle Bewaffnung der Bundes- 
wehr ausreichend, Angriffe von gepanzerten Verbänden 
abzuwehren? 

10. Sind atomare Waffen taktischer und strategischer Art ge- 
eignet, Angriffe gepanzerter Verbände größeren Umfangs 
abzuwehren? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr einer Es- 
kalation bei Einsatz taktischer atomarer Waffen in der 
Verteidigung? 

12. Inwieweit besteht ein Unterschied in der Wirkung beim 
Einsatz von taktischen atomaren Waffen und modernen 
konventionellen Waffensystemen? 

13. Hat die Bundesregierung die Absicht, beim Streben nach 
größerer Wirtschaftlichkeit im Bereich der Streitkräfte dem 
Parlament Gesetzesänderungen vorzuschlagen oder Orga- 
nisationsformen, Verordnungen und Vorschriften perso- 
neller Art in eigener Zuständigkeit zu ändern? 

14. Welche Maßnahmen sind notwendig, um über die Verab- 
schiedung der Verfassungsänderungen für den äußeren 
Notstand hinaus die militärischen und zivilen Bereiche der 
Landesverteidigung in der Bundesrepublik besser als bis- 
her zu koordinieren ? 

15. Welche Schritte sind zu unternehmen, um die Ausbildung 
der Wehrpflichtigen gleichzeitig zu intensivieren und zeit- 
lich abzukürzen? 

16. Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung die Zahl 
der auszubildenden Wehrflichtigen mit dem vorhandenen 
Bestand an Offizieren und Unteroffizieren in Einklang zu 
bringen? 

17. Welche Vorstellungen personalwirtschaftlicher Art hat die 
Bundesregierung, um auf Dauer ein gesundes Verhältnis 
zwischen der Zahl der Berufssoldaten, der längerdienenden 
Zeitsoldaten und der Wehrpflichtigen herzustellen? 

18. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die vom Bundesminister des Auswärtigen skiz- 
zierte europäische Friedensordnung herbeizuführen? 


Bonn, den 17. Juli 1967 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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